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Amtliches

erkündigrmgMatt
für den Amtsbezirk Durlach .

Rr. 32 Freitag , den 1 . Juni 1917 »

Bekanntmachung
Nr . 0 . 408/4 . 17 . K . R . A .,

betreffend Beschlagnahme , Meldepflicht und Höchstpreise
von Steinkohlcnteerpech .

Vom 15. Mai 1917.

Die nachstehende Bekanntmachung wird auf Grund
des Gesetzes über den Belagerungszustand vom 4. Juni
1851 in Verbindung mit dem Gesetz vom 11 . Dezember
1915 ( Rcichsgesetzbl . S . 813j — in Bayern auf Grund
der Allerhöchsten Verordnung vom 31 . Juli 1914 — den
Uebergang der vollziehenden Gewalt auf die Militär¬
behörden betreffend , des Gesetzes , betreffend Höchstpreise ,
vom 4 . August 1914 (Reichs -Gesetzbl . T . 339) in der Fas¬
sung vom 17 . Dezember 1914 ( Reichs - Gesetzbl S . 51 » ) ,
der Bekanntmachungen über die Aenderungen dieses Ge¬
setzes vom 21 . Januar 1915 ( Reichs - Gesetzbl . S . 25) , vom
28. September 1915 ( Reichs -Gesetzbl . S . 603) ^ nd vom
23 . März 1916 (Reichs -Gesetzbl . L . 183) , ferner — auf
Ersuchen des Kriegsministeriums — auf Grund der Be¬
kanntmachungen über die Sicherstellung von Kriegsbedarf
vom 24 . Juni 1915 (Reichs -Gesetzbl . S . 357) , vom 9. Ok¬
tober 1915 (Reichs -Gesetzbl . S . 645) , vom 25. November
1915 (Reichs -Gesetzbl . S . 778) , vom 14. September 1916
( Reichs - Gesetzbl . S . 1019) und vom 4 . April 1917 ( Reichs -
Gesetzbl . S . 316 ) , ferner auf Grund der Bekanntmachung
über Borratserhebungen vom 2 . Februar 1915 in Verbin¬
dung mit Len Ergünzungsbekanntmachungen vom 3 . Sep¬
tember 1915 und vom 21 . Oktober 1915 (Reichs -Gesetzbl .
S . 64, 549 und 684) zur allgemeinen Kenntnis gebracht mit
dem Bemerken , daß Zuwiderhandlungen '. gemäß den in der
Anmerkung ^ aboedrucktcn Bestimmungen bestraft werden ,

1 Mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geld¬
strafe bis zu zehntausend Mark oder mit einer dieser Strafen
wird bestraft :

1 . wer die festgesetzten Höchstpreise überschreitet :
2 . wer einen anderen zum Abschluß eines Vertrages

aufsordert , durch , den die Höchstpreise überschritten
werden , oder sich zu einem solchen Vertrage erbietet :

3 . wer einen Gegenstand , der von einer Aufforderung
( 88 2 , 3 des Gesetzes , betreffend Höchstpreise ) betrof¬
fen ist , beiseiteschafft , beschädiat oder zerstört :

4 . wer der Aufforderung der zuständigen Behörde zum
Verkauf von Gegenständen , für die Höchstpreise fest¬
gesetzt sind , nickt nachkommt :

5 . wer Vorräte an Gegenständen , für . die Höchstpreise
festgesetzt sind , den zuständigen Beamten gegenüber
verheimlicht :

6 . wer den nach 8 5 des Gesetzes , betreffend Höchst¬
preise , erlassenen Ausführungsbestimmungen , zu-
widerhandelt .

5 .
Bei vorsätzlichen Zuwiderhandlungen gegen Nummer 1

oder 2 ist die Geldstrafe mindestens auf das Doppelte des ,
Betrages zu bemessen , um den der Höchstpreis überschritten
worden ist oder in den Fällen der Nummer 2 überschritten
werden sollte : übersteigt der Miudestbetrag zehntausend Mark ,
so ist auf ihn zu erkermen . Fm Falle mildernder Umstände
kann die Geldstrafe bi^ aus die Hälfte des Mindestbetrages
ermäßigt werden . v

In den Fällen der Nummern 1 und 2 kann neben der
Strafe angeordnet werden , daß die Verurteilung auf Kosten
des Schuldigen öffentlich bekannt zu machen ist: auch . kann ,
neben Gefängnisstrafe auf Verlust der bürgerlichen Ehren¬
rechte erkannt werden .

Mit Gefängnis bis zu einem Jahre oder mit Geld¬
strafe bis zu . zehntausend Mark wird bestraft :

1 . :
2 wer unbefugt einen beschlagnahmten Gegenstand bei¬

seiteschafft . beschädigt oder zerstört , verwendet , der -
kaust oder kauft oder ein anderes Veränßcrunps -
oder Enverbsgeschäst über ihn abschließt :

3 . wer der Verpflichtung , die beschlagnahmten Gegen¬
stände zu verwahren und pfleglich zu behandeln , zu¬
widerbandelt :

4 . wer den erlassenen Aussührungsbestiminurigcn ' zu¬
widerhandelt . . -

Wer vorsätzlich die Auskunft , zu der er ans Grund
dieser Verordnung verpflichtet ist, nicht in der gesetzten Frist
erteilt oder wissentlich unrichtige oder unvollständige Anga¬
ben macht , wird mit Gefängnis bis zu 6 Monaten oder mit
Geldstrafe bis zu 10 006 Mk . bestraft , auch können Vorräte ,

sofern nicht nach den allgemeinen Strafgesetzen höhere
Strafen angedroht sind . Auch kann der Betrieb des Han -

dclsgewerbes gemäß der Bekanntmachung zur Fern¬
haltung unzuverlässiger Personen vom Handel vom 23.
September 1915 (Reichs - Gesetzbl . S . 608) untersagt wer¬
den .

8 1 . Von der Bekanntmachung betroffene Gegenstände .

Von dieser Bekanntmachung wird betroffen alles vor¬
handene , anfallende und noch weiter eingesiihrte Stein¬
kohlcnteerpech .

'

§ 2. Beschlagnahme .
Die von der Bekanntmachung betroffenen Gegenstände

werden hiermit beschlagnahmt .

8 8. Wirkung der Beschlagnahme .
Die Beschlagnahme hat die Wirkung , daß die Vor¬

nahme von Veränderungen an den von ihr berührten Ge¬
genständen verboten ist und rechtsgeichästliche Verfügun¬
gen über sie nichtig sind , insoweit sie nicht auf Grund
der folgenden Anordnungen erlaubt sind . Den rechts -

geschäftlichen Verfügungen stehen Verfügungen gleich , die
im Wege der Zwangsvollstreckung oder Arrestvollziehung
erfolgen .

8 4. Vcräußerungs - und Lieserungserlaubnis .

Trotz der Beschlagnahme ist die Veräußerung und
Lieferung der beschlagnahmten Gegenstände erlaubt

s ) an Werke , die Kohlen , Koks und Erze brikettieren ,
b ) an Las Rheinisch -Westfälische Kohlensynöikat zur

Weiterverteilung für Brikettierungszwecke ,
c) an Geschoßfabriken zur Herstellung von Geschossen ,
<l) an die Kriegsmetall -Aktiengesellschaft , Berlin ^ 3,

Potsdamer Straße 10/11,
e) an Hersteller von Elektroden , zur Herstellung von

solchen ,
1) an Hersteller von Klebe -, Tränkungs - und Streich -
/ Masse für die Dachpappcnindustrie , jedoch nur mit

Genehmigung der Kriegsausgleichstelle für Dach¬
pappenteer , G . m . b . H . , Berlin ^ 35 , Potsdamer
Straße 118s ,

L) an Inhaber von Freigabescheinen , die von der
Kriegs -Rohstoff -Abteilurig des Königlich Preußi¬
schen Kriegsministeriums erteilt werden und bei
der KriegschcmiLalien -Aktiengefellschaft , Berlin
V 9 , Köchener Straße 1/4 , vom Verbraucher an¬
gefordert werden können .

Die Veräußerung und Lieferung darf nur erfolgen ,
wenn bei Lieferung der beschlagnahmten Gegenstände die
festgesetzten Höchstpreise (8 9) nicht überschritten werden ,
auch tvenn vor dem Inkrafttreten dieser Bekanntmachung
höhere Preise vereinbart waren .

8 5. Berarbeitungserlanbnis .

Trotz der Beschlagnahme ist die Verarbeitung oder
Verwendung der beschlagnahmten Gegenstände erlaubt

a ) zur Brikettierung von Kohlen , Koks und Erzen ,
K) zur Herstellung von Elektroden ,
c) in Geschoßfabriken zur Herstellung von Geschossen ,
ä ) in dem vom Reichs -Marineamt angeordneten und

den in Frage kommenden Pecherzengcrn bekannten
Umfange ,

e) zur Herstellung von Klebe - , Tränkungs - und
Streichmasse für die Dachpappenindnstrie , jedoch
nur mit Genehmigung der Kriegsausgleichstelle für
Dachpappeniecr . G . m . b . H . , Berlin 35, Pots¬
damer Straße 118s .

die verschwiegen sind, im Urteile für dem Staate verfallen
erklärt werden . Ebenso wird bestraft , wer vorsätzlich die
vorgeschriebenen Lagerbücher einzurichten oder zu führen
unterläßt .

Wer fahrlässig die Auskunft , zu der er aus Grund die¬
ser Verordnung verpflichtet ist , nicht in der gesetzten Frist
erteilt oder unrichtige oder unvollständige Angaben macht ,
wird mit Geldstrafe bis zu 3000 Mk . oder im Unvermögens «
falle mit Gefängnis bis zu sechs Monaten bestraft . Ebenso
wird .bestraft , wer fahrlässig .die vorgeschriebenen Lagerbücher
einzurichten oder zu führen unterläßt .
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0 für sonstige Zwecke , sofern ein Freigabeschein
. (8 4Z) erteilt worden ist ,

8 6 . Meldepflicht.
Tie rwn dieser Bekanntmachung betroffenen Gegen¬stände (8 unterliegen, sofern sie sich länger als 2 Mo¬

nate im Bests ) ein und desselben Melüepflichtigen (8 7)
befinden , einer Meldepflicht an die Kriegs-Nohstosf-Abtei-lnna des .königlich Preußischen Kricgsniinisteriums.

8 7 , MclLepflichtige Personen .
Zur Meldung verpflichtet sind :s> alle Personen, welche Gegenstände der im 8 1 be-

zeichneten Art im Gewahrsam haben oder aus An¬
last ihres Handelsbetriebes oder sonst des Erwerbes
wegen kaufen oder verkaufen ;b ) gewerbliche Unternehmer, in deren Betrieben
solche Gegenstände erzeugt oder verarbeitet werden ;o) Kommunen , öffentlich-rechtliche Körperschaften und
Verbände .

8 8. Meldefrist und Meldestelle.
Die Meldungen sind innerhalb einer Woche , nachdem

Sie Vorräte meldepflichtig geworden sind , an die Kriegs -
chemikalien-Aktiengesellschaft, Berlin 4V 9, Köthener
Straße 1/4 , einzusenden .

8 S. Höchstpreise uud Zahlungsbedingungen .
Für die in 8 1 bezeichneten Gegenstände dürfen höhere

Preise als 7 für IM Kilogramm frei Waggon Verlade¬
station , in Schollen lose verladen , einschließlich U - ' w -
stempel, nicht gefordert oder bezahlt werden . Für Block¬
pech ist ein Aufschlag von 10 Pfg . für IM Kilogramm ge¬stattet .

Bei Verkäufen in Fässern und sonstigen Behälternkann außer dem Preise von 7 ^ für IM Kilogramm der
für die Fässer und Behälter nachgewiesene Selbstkosten¬
preis , sowie eine Füllgebühr von SO Pfg . für IM Kilo¬
gramm gefordert und bezahlt werden .Die Höchstpreise gelten für Nettogewicht und Bar¬
zahlung binnen 30 Tagen nach Eingang der Rechnung ;bei späterer Zahlung dürfen 2 vom Hundert über Reichs-banköiskont an Zinsen berechnet werden .

8 10. Ausnahmen von der Höchstpreisbestimmung .
Anträge auf Bewilligung von Ausnahmen von den

Bestimmungen des 8 0 sind zu richten an die Kriegs -
chemikalien-Aktiengcscllschaft, Berlin V7 9, Köthener
Straße 1/4 , zur Weiterleitung an die Kriegs -Rovstoff-Ab-
teilung des Königlich Preußischen Kriegsministeriums .Die Entscheidung Wer die gestellten Anträge ist dem
zuständigen Milttärbefehlshaber Vorbehalten .

8 11. Inkrafttreten .
Die Bekanntmachung tritt am 1ö . Mai 1917 in Kra.fi .
Karlsruhe , den 16. Mai 1917.

Der Stellvertretende Kommandierende General :
Jsbert , Generalleutnant .

Bekanntmachung
Nr . 6 . 1600/3 . 17. K.R .A .,

betreffend Bestandserhebung von Weiden, Weidenstöckeu ,
Weidenschiene« und Weidcnrinden.

Vom 15. Mai 1917.
Nachstehende Bekanntmachung wird auf Ersuchen des

Königlichen Kriegsministeriums hiermit zur allgemeinenKenntnis gebracht mit dem Bemerken , daß , soweit nichtnach den allgemeinen Strafgesetzen höhere Strafen ver¬wirkt sind, jede Zuwiderhandlung gegen die Meldepflicht
nach 8 6 der Bekanntmachungen über Vorratserhcbungenvom 2. Februar 1916, 8, September 1915 und 21. Oktober
1916 sNeichs -Gesetzbl. S . 54, 649 und 684) bestraft wird * ) .Auch kann der Betrieb des Handelsgewerbes gemäß der
Bekanntmachung zur Fernhaltung unzuverlässiger Per¬sonen vom Handel vom 23. September 1915 (Reichs-
Gesetzbl. S . 603) untersagt werden .

* ) Wer vorsätzlich die Auskunft , zu der er auf Grunddieser Verordnung verpflichtet ist, nicht in der gesetzten Fristerteilt oder wissentlich unrichtige oder unvollständige An¬gaben macht , wird mit Gefängnis bis zu sechs Monaten odermit Geldstrafe bis zu zehntausend Mark bestraft , auchkönnen Vorräte , die verschwiegen sind, im Urteil für demStaate verfallen erklärt werden . Ebenso wird bestraft, wervorsätzlich die vorgeschriebenen Lagerbücher einzurichten oder
zu führen unterlaßt . Wer fahrlässig die Auskunft , zu derer aus Grund dieser Verordnung verpflichtet ist, nicht in dergesetzten Frist erteilt oder unrichtige oder unvollständigeAngaben macht, wird mit Geldstrafe bis zu dreitausend Markoder im Unvermögensfalle mit Gefängnis bis zu sechs Mo¬naten bestraft . Ebenso wird bestraft , wer fahrlässig die vor¬geschriebenen Lagerbücher einzurichten oder zu führen unter¬läßt

8 1 . Von der Bekanntmachung betroffene Gegenstände .Von dieser Bekanntmachung werden betroffen : alle
Weiden auf dem Stock und geschnitten, Weiöenstöcke ,
Wcidenschierien und Weibenrinden .

8 2. Meldepflicht nud Meldestelle.
Alle von dieser Bekanntmachung betroffenen Gegen¬stände (8 1) unterliegen einer dreimonatlichen Melde¬

pflicht.
Die Meldungen sind an die Holz -Meldestelle der

Kriegs -Rohstoff-Abteilung des Königlich Preußischen
Kriegsministeriums in Berlin 84V 11 , KöniggrätzerStraße lOO .4 , mit der Aufschrift „Weidenbestandsauf¬nahme " zu erstatten .

Nicht meldepflichtig sind Vorräte im Gewicht von3 Zentnern jeder Art und darunter .
8 3 . Meldepflichtige Personen .

Zur Meldung verpflichtet sind :
1. alle Personen , welche Gegenstände der im 8 1 be¬

zeichneten Art im Gewahrsam haben oder aus An¬
laß ihres Handelsbetriebes oder sonst des Erwer¬bes wegen kaufen oder verkaufen ;2. gewerbliche Unternehmer , in deren Betrieben
solche Gegenstände erzeugt oder verarbeitetwerden ;

8. Kommunen , öffentlich-rechtliche Körperschaften uudVerbände .
Zur Meldung verpflichtet sind auch die vorgenann¬ten Personen usw., die Weiden auf dem Stock haben.Vorräte , die sich am Stichtage unterwegs befinden ,sind vom Empfänger zu melden .

8 4 . Stichtag und Meldefrist.
Für die Meldepflicht ist bei der ersten Meldung derbeim Beginn des 15. Mat 1917 (Stichtag ) , bei späterenMeldungen der beim Beginn des ersten Tages eines je¬den Melde -Monats (Stichtag ) tatsächlich vorhandene Be¬

stand maßgebend . Die erste Meldung ist bis zum 25.Mai 1917, die folgenden Meldungen sind bis zum 10.August 1917, 10. November 1917, 10 . Februar 1918, 10.Mai 1918 usw . zu erstatten .
8 5. Meldescheine.

Die Meldungen haben auf den vorgeschriebenen amt¬
lichen Meldescheinen zu erfolgen , die bei der Holz-
Meldestelle der Kriegs -Rohstoff-Abteilung des KöniglichPreußischen Kriegsministeriums , Berlin 84V 11 , König¬grätzer Straße 100 4 , anzufordern sind.Die Anforderung der Meldescheine ist mit der Auf¬
schrift „Weiöenbestandsaufnahme "

, mit deutlicher Unter¬
schrift und genauer Adresse zu versehen . Der Meldescheindarf zu anderen Mitteilungen als zu der Beantwortungder gestellten Fragen nicht verwandt werden .Von den erstatteten Meldungen ist eine zweite Aus¬
fertigung (Abschrift, Durchschrift, Kopie) von dem Mel¬denden anzufertigeu und aufzubewahren .

8 6. Lagerbuch und Auskunftserteilung .
Jeder Meldepflichtige (8 3) hat ein Lagerbuch zu füh¬ren , aus dem jede Aenderung in den Vorratsmengenund ihre Verwendung ersichtlich sein muß . Soweit der

Meldepflichtige bereits ein derartiges Lagerbuch führt ,braucht ein besonderes Lagerbuch nicht eingerichtet zuwerden .
Beauftragten Beamten der Militär - oder Polizeibe¬

hörden ist die Prüfung des Lagerbuchs , sowie die Besich¬
tigung der Räume zu gestatten , in denen mcldepflichtige
Gegenstände zu vermuten sind.

8 7 . Anfragen und Anträge.
Anfragen und Anträge , die diese Bekanntmachung be¬

treffen , sind an Sie Holz -Meldestelle der Kriegs -Rohstoff-
Abteilung des Königlich Preußischen KriegsMinisteriumsin Berlin 84V 11 , Königgrätzer Straße 100 4 , zu richten
und am Kopf des Schreibens mit der Aufschrift „Betrifft
Weidenbestandsaufnahme " zu versehen.

8 8. Inkrafttreten .
Diese Bekanntmachung tritt mit dem 15. Mai 1917 in

Kraft .
Karlsruhe , den 15. Mai 1917.

Der Stellvertretende Kommandierende General : '
Jsbert . Generalleutnant .

Verordnung,
( Vom 29 Mai 1915 .)Das Berfütlern von grünem Roggen und

Weizen betreffend.
Zum Vollzug der Bundesratsverordnung vom 20 . Mai

1915 über das Verfüttern von grünem Roggen und Weizen
(Reichs-Gesetzblatt S . 287 ) wird verordnet , was folgt :
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8
Es ist Verboien , grünen Roggen oder grünen Weizen als

Grünsutter ohne Genehmigung des Bezirksamtes abzumähen
oder zu verfüttern . Das Verbot erstreckt sich nicht auf solchen
Roggen , der als Futt - r >oggen gebaut ist und infolge dichter
Aussaat und starker Düngung des Grundstücks zweckmäßig
nur ats Grünsutter Verwender werden kann .

8 2 .
Diese Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkün¬

digung in Kraft .
Karlsruhe , den 29 . Mai 1915 .

Großh . Ministerium des Innern
von Bodman . vr . Schühly .

Verkauf militärischer Bekleidnugs - und Aus «
rüstungsgegenstände und Trage » von
Uniforme » betreffend.

Es ist mehrscch die Wahrnehmung gemacht worden , daß
von Zivilpersonen Miiitärbekleidungsstücke getragen werden ,
die aus den Beständen der Heeresverwaltung stammen In¬
dem wir vor dem Ankauf und Tragen solcher Militär¬
bekleidungsstücke warnen , wesen mir noch besonders auf die
Möglicherweise eintretenden strafrechtlichen Folgen hin

Durlach , den 22 . Mai 1917.
Gioßherzog ' ichss Bezirksamt .

Verordnung
( Vom 9 . Mai 1917.1

Einstellung von Banarbeiten betreffend .
Auf Grund des 8 SK des preußischen Gesetzes über

den Belagerungszustand vom 4 . Juni 1851 und auf Grund
des Reichsgesetzes vom 11 . Dezember 1915 ( Reichs - Gesetz¬
blatt 1915 Nr . 170 Seite 813) bestimme ich im Interesse
der öffentlichen Sicherheit für die zum Großherzogium
Baden und zu Sen Hohenzollerischen Landen ( Regierungs¬
bezirk Sigmaringen ) gehörigen Gebietsteile meines Be¬
fehlsbereichs bas Folgende :

1 . Zwecks Freimachung von Arbeitskräften un -b Bau¬
stoffen für die Heereszweckc werden im Bereich des
stellvertretenden Generalkommandos des XIV . Ar¬
meekorps sämtliche Bauarbei 'en im Hoch- und Tief¬
bau , soweit sie nicht unter Ziffer 2 von dieser Bestim¬
mung ausgenommen sind , eingestellt unter Gewäh¬
rung einer Frist von 3 Wochen , vom Tage der Ver¬
öffentlichung dieser Verfügung gerechnet , zwecks
Durchführung der erforderlichen Sicherungsarkeiten .
Die . Frist beginnt mit dem vierten Tage , der auf
jenen folgt , an welchem die Verordnung erstmals
s ) im Badischen Gesetzes - und Verordnungsblatt , so¬

weit das Grohherzvgtum Baden ,b) im amtlichen Anzeiger für Hohenzollern , soweit
die Hohenzollerischen Lande in Frage kommen ,
erscheint .

3 . Ausgenommen von dieser Stillegung sind :
a) alle Bauten , die von der Bautenprüfftelle des

Kitegsamtes in Berlin in die Bautenliste aus¬
genommen sind und über welche die Bauherrn
einen entsprechenden Ausweis der Kriegsamtstelle
Karlsruhe oder der Kriegsamtnebemstelle Mann¬
heim erhalten haben ,

b) diejenigen Bauten , für welche die Bauherrn von
der Kriegsamtstelle Karlsruhe oder der -Kriegs -
amtnebenstelle Mannheim eine besondere , jeder¬
zeit widerrufliche Bauerlaubnis mit Rücksicht
auf deren kriegswirtschaftliche Wichtigkeit oder auf
ein bestehendes öffentliches oder sonst wichtiges
Interesse auf Antrag des jeweils örtlich zustän¬
digen Bezirksamtes oder Oberamtes erhalten ,c) unverschiebliche Unterhaltungs - und Notstands -
aibcilcn , sowie kleine im Interesse der Volks¬
ernährung und Gesundheit erforderliche Bein¬
arbeiten , bei denen nicht mehr als 5 Arbeiter ver¬
wendet werden , wenn das Bezirksamt oder Oöer -
amt auf Grund der Prüfung der vorliegenden
Verhältnisse ihre Dringlichkeit vor Ablauf der
Einstellungsfrist fcstgestellt und schriftlich sein
Einverständnis erklärt hat ,

ck) alle Bauausführungen der Heeresverwaltung
und der staatlichen Behörden , die nach deren
Urteil auch unter den jetzigen Verhältnissen un¬
aufschiebbar sind .

A . Die Bezirksämter und OLeräm -ter haben sofort nach
Erscheinen dieser Verfügung eine Liste der nach
Ziffer 2 b weiterzufühieudcn Bauten aufzustcllen
und spätestens 8 Tage darauf der Kriegsamtstelle
Karlsruhe oder der Kricgsaminebenstelle Mann¬
heim cinzureichen : die Bauten sind in der Reihen¬
folge ihrer Wichtigkeit aufzuführen . Die Kriegs¬
amtstelle Karlsruhe oder die Kriegsaminebenstelle
Mannheim wird aus Grund dieser Liste entscheiden ,
welche dieser Bauten vorerst weilergcführt werden
dürfen , und ein Verzeichnis dieser widerruflich ge¬
nehmigten Bauten umgehend den Bezirksämtern und

- Oberämtern zu stellen , »

4. Neue Bauten dürfen ohne besondere , jederzeit wider¬
rufliche Genehmigung der Kriegsamtstelle Karlsruhe
oder der Kriegsamtnebenstelle Mannheim , die nur
in ganz besonderen , von dem Bezirksamt oder Ober¬
ami zu begründenden Fällen gegeben werden wird ,
nicht mehr in Angriff genommen werden .

Noch in Angriff genommene Unterhaltungs - und
Notstanösar -beiten , sowie kleine im Interesse der
Volkscrnährung oder Gesundheit erforderliche Bau¬
arbeiten , bei denen nicht mehr als 6 Arbeiter be¬
schäftigt werden , bedürfen der Genehmigung des
Bezirksamts oder Oberamts . Diese Genehmigung
darf nur erteilt werden , wenn die Arbeiten nach
Prüfung der Verhältnisse durch das Bezirksamt
oder Oberamt als dringlich festgestellt werden .

5. Bei den in Ziffer 2 c und 4 genannten Bauten und
Banarbeiten dürfen keine wehr - oder hilfsdienst -
pflichtigen Personen beschäftigt werben . Wo der
Umsang der unter diese Ziffern fallenden Bauten
die Heranziehung solcher Personen verlangt , ist auch
für sie die jederzeit widerrufliche Genehmigung der
Kriegsamtstelle Karlsruhe oder der Kriegsamtneben -
stelle Mannheim durch die Bezirksämter und Ober -
ämter einzuholen .

S. Jede Zuwiderhandlung gegen diese Verfügung oder
Aufforderung oder Anreizung zu solcher Zuwider¬
handlung wird , wenn die bestehenden Gesetze keine
höhere Freiheitsstrafe bestimmen , mit Gefängnis bis
zu einem Jahre , beim Vorliegen mildernder Um¬
stände mit Haft oder mit Geldstrafe bis zu 1500
bestraft .

Karlsruhe ^ den 9. Mai 1917.
Der Stellvertretende Kommandierende General

des XIV . Armeekorps :
Jsbcrt , Generalleutnant .

Anordnung .
( Vom 9 . Mai 1917 .)

Ten Verkehr mit Bier betreffend .
Auf Grund der Bundesra ' sverordnung vom 25 Sep¬

tember 1915 über die Errichtung von Preisprüfungsstellen
und die Versorgungsregelung in der Fassung vom 4 . No¬
vember 1915 ( Reichs ' Glsttzdlatt Seite 607 , 728) st^wis auf
Grund des Hllchstpreisgesetzcs vom 4 . August 1914 in d<r
Fassung der Bekanntmachung vom 17 . Dezember 1914 und
23 . März 1916 (Reichs - Gesetzblatt 1914 Seite 339 , 513 und
1916 Seite 183 ) wird in Ergänzung unserer Verordnungen
vom 28 Februar . 1917 . und 4 . April 1917 , den Verkehr mit
Bier betreffend (Gesetzes- und Verordnungsblatt Seite 53,
81 ) , verordnet , was folgt :

8 1-
Untergäriges Bier darf auch mit einem Stammwürze -

geha 'ft von weniger als 6 v . H hergestellt werden . Unter¬
gäriges Bier , dessen Stammwürze weniger als 6 v . H . an
Extraktstoffcn enthält , darf nur unter der ausdiücklichen Be¬
zeichnung „ Einfachbier " abgegeben werden .

Vom Tage des Inkrafttretens der Verordnung ab bis
zum 1 Oktober 1917 haben die Brauereien mindestens 25
v . H ihrer Gesamtbiererzeugung , soweit solche nichr für das
Feldheer bestimmt ist, als Einfachbür herzustellen .

Fässer und Flaschen , in welchen Einfachbicr abgegeben
Wird , sind mit der deutlich sichtbaren Aufschrift „ Einfachbier "
zu versehen .

In Gast - und Schankwirtschaften , in welchen Einfachbicr
ausgeschcnkt wird , ist dies durch deutlich sichtbaren Anschlag
von dem Inhaber der Wirtschaft bekaint zu geben .

8 2.
Beim Verkauf durch den Hersteller darf der Preis für

Einfachbier in Fässern 23 ^ für IVO Liter nicht übersteigen .
8 3.

Der Ausschankpreis für Einfachbicr darf in Galt - und
Schankwirtschaften für Liter Bier höchstens 5 H betragen ,
sodaß der Höchstpreis sich

bei 0,3 Liter auf . . . 15 H ,
„ 0,35 „ „ . . . 18 „
„ 0,5 „ „ . . . 25 „

w . beläuft .u.
8 4.

Für Einfachbier in Flaschen beträgt der Höchstpreis
s . beim Verkauf durch den Hersteller an den Weiter¬

verkäufe ! :
für 0,35 Liter . . . . 12 H ,
.. 0,5 . . . . 16 „
„ 0,7 . 22 „
„ 1 „ . . . . 32 „

b . beim Verkauf durch den Weiterverkäuser :
für 0,35 Liter . . . . 15
.. 0,5 19 „0. 7 26 „

1 „ . . . . 36 „Wird E .nsachbier in Flaschen in Wirtschaften zum so¬
fortigen Gei uß abgegeben , so ist ein höchster Preis von 5 H
für Liter zulässig .



8 5.
Die Bestimmungen unserer Verordnungen vom 28 . Feb¬

ruar 1917 und 4 April 19l7 finden , soweit nicht in vor¬
stehenden Bestimmungen eine abweichende Regelung getroffen
ist, auf den Verkehr mit Einsachbier entsprechende Anwendung .

8 6.
Diese Verordnung tritt mit dem Tag ihrer Verkündung

in Kraft
Karlsruhe , den 9 Mai l9I7 .

Großh . Ministerium des Innern .
_ von Bodman . De. Schühly .

WkMlurchlW tzkr ReichchtiervttttkWe
zur Verordnung über Futtermittel vom 5 . Oktober 1916

( R - G .- Bl . S . 1108 ) .
Besitzer verhältnismäßig gelingen Futtermittelmengen

unterlassen es immer noch, diese Mengen nach tz 3 der Ver¬
ordnung Vom 5. Oktober 1916 ^N .- G - Vl . S 1108 ) der Be-
zugsvereinigung der deutschen Landwirte in Berlin anzu¬
zeigen . Die Geringfügigkeit des Bestandes an Futtermitteln
entbindet nach A 3 Abs 2 in Verbindung mit Z 2 Abs. 2
Ziffer 1 der Verordnung den Besitz r nur dann von der An-
zeigepflicht , wenn cs sich um Mengen handelt ,

die vom Inkrafttreten der Verordnung ab in der
Hand dess .lbcn Eigentümers erne »» Doppelzentner
von jeder Art nicht übersteigen .

Größere Futtermütclmengen sind nur dann rücht an¬
zeigepflichtig , wenn die Voraussetzungen des 8 3 Abs. 2, K 2
Ziffer 2 und 3 der Bundesrctkverordnung vorliegen .

Als Aufkäufer von Gi oß- und Kleinvieh ( Schlachtvieh )
für den Kommunalverband Durlach - Land werden bestellt :

Großvieh Kleinvieh
für die Gemeinde Aue :

Hermann Friedlem , Metzger in Aue dgl .
für die G . memde Auerbach :

Karl Gvbringer , Gemeindcrat in Auerbach dgl .
für die Gemeinde Berghausen :

Jakob Wenz , Bürgermeister in Berghausen dgl .
sür die Gemeinde Grvtzingen :

Ludwig Palm , Handelsmann in Brötzingen dgl
sür die Gemeinde Grünwcttersbach :

Hermann Friedlein , Metzger in Aue dgl .
für die Gemeinde Hohenwettersbach :

Johann Lust , Gemen berat in Hohenwettersbach dgl .
für die Gemeinde Jöhiingen :

Julius Pfund , Fleischbeschauer - Stellvertreter
in Jöhlinxen dgl

für die Gemeinde Kleinsteinbach :
Franz Maag Bürg rmeister in Kleinsteinbach dgl .

für die Gemeinde Königsbach :
Philipp Schwender , Bürgermeister in

Kllnigsbach dgl .
sür die Gemeinde Langensteinbach :

Karl Wettach , Gcineinderat in Langensteinbach dgl .
für die Gemeinde Palmbach :

Hailer , Bürgermeister in Palmbach dgl .
für die Gemeinde Singen :

Christlieb Schmidt , Metzger und Alibürger -
mcister in Singen dgl .

für die Gemeinde Söllingen :
Josef Armbrustcr , Magrer in Söllingen dgl .

für die Gemeinde Spielberg :
Höfel , Bürgermeister in Spielberg dgl .

für die Gemeinde Stupferich :
Ludwig Käst , Wirt in Stupferich dgl .

für die Gemeinde Untermutschelbach :
Ludwig Käst , Wirt in Stupferich dgl .

sür die Gemeinde Weingarten :
Jakob Heinrich Kärcher , Land - Heinrich Gaß , Metzger

Wirt in Weingarten in Weingarten
sür die Gemeinde Wilferdingen :

Kröner , Bürgermeister in Wilsei dingen dgl .
sür die Gemeinde Wolfartsweier :

Hermann Friedlein , Metzger in Aue dgl .
für die Gemeinde Wöschbach :

Josef Dehm , Landwirt in Wöschbach dgl .
sür das Hofgut Hohenwettersbach :

Johann Lust , G mnnderat in Hohenwettersbach dgl .
Diese Aufkäufer sind in den ihnen zugewiessnen Ge¬

meinden ausschließlich berechtigt , Groß - und Klein¬
vieh zur Schlachtung anzukauscn . Anderen Personen ist
jeder Ankauf von Groß - und Kleinvieh für Schlachtzwecke
verboten .

Zuwiderhandlungen werden unnachsichtlich verfolgt .
Durlach , den 18. Mai 1917 .

Kommunalverbaud Durlach - Land :
Ganzcnmüller .

Musterung
für die lan- eskommiffarische « Distrikte Karlsruhe, Frei»
bürg i. Br ., Konstanz , der in den Jahre « 1867 - 1891

geborenen
österreichisch-ungarischen Landstnrmpslichtigeu .

Laut Verordnung des Kaiserlichen und Königlichen
Kriegsministeriums werden die in den Jahren 1867 bis
1891 geborenen Musterungs -Pflichtigen österreichischer oder
ungarischer Staatsangehörigkeit bezw . die Dienstpflich ?
tigen bosnisch -herzegowinischer Lanbesangehörigkeit hier¬
mit aufgefordert , sich bei dem K . u . K . Oesterr .-Ungar .
Konsulat in Karlsruhe unter Angabe des Geburtsjahres
und des Geburtsortes sowie der HeimatsgemeinLe so¬
fort schriftlich zu melden .

Tic zur Musterung Erscheinenden haben nebst ihren
heimatlichen Ausweispapieren ( Reisepaß , österreichisches
oder ungarisches Arbeitsbuch , Heimatschein ) zum Nach¬
weis ihrer Personsidentität unbedingt zwei unauf¬
gezogene . von der Ortsbehörde bestätigte , mit der eigenen
Unterschrift versehene Photographien , sowie eine von der
Polizeibehörde des Wohnorts ausgestellte Aufenthalts¬
bescheinigung vorzuweisen .

Tie Musterung findet in Karlsruhe , im Gasthaus
„Zur Rose "

, Amalicnstratze 87, statt , und zwar für die
Anfangsbuchstaben des Familiennamens :

? am 28. Juni 1917,
6 —X am 30. Juni 1917,
I— ? am 2. Juli 1917.
0 - 1 am 3. Juli 1917.
II—2 am 4. Juli 1917.

Tie Musterung findet an allen Musterungstagen
pünktlich um 8 Uhr vormittags statt .

Zur Musterung haben auchallejenein den Jah¬
ren 1867—1893 Geborenen zu erscheinen , die des¬
halb von den bisherigen Musterungen ausgenommen
waren , weil sie infolge eines früheren Befundes wegen
Gebrechen , die zu jedem Dienste untauglich machen , ent¬
weder in der Stellungsliste gelöscht oder sonst mit einem
La u d st u r m b e s r e i u n g s z e r t i fi k a t oder mit
einem La n d st u r m a b sch i e ü beteilt wurden oder auf
ein solches Dokument Anspruch hatten , bezw . als Gagisten
entlassen ( in der Evidenz gelöscht ) worben sind .

Ausgenommen von der Pflicht zum Erscheinen zur
Musterung sind lediglich :

diejenigen , die vom Landsturmbienst noch dermalen
gültig enthoben sind ,

die in eine Rangs Nässe ein ge reihten
Militärgagiftcn des Ruhestandes und des Verhältnisses
außer Dienst ,

diejenigen , die erst nach dem 30. November 1916 im
Wege der Supcrarbitrierung entweder als Landsturm -
pflichtige beurlaubt oder entlassen , oder aber alis der ge¬
meinsamen Wehrmacht , der Landwehr oder der Gendar¬
merie entlassen worden sind ,

speziell vom Geburtsjahrgang .1867 diejenigen , die auf
Grund des 8 20 des Wchrgesetzes vom Jahre 1868 vor
Vollstreckung ihres 19 , Lebensjahres in die gemeirnäme
Wehrmacht freiwillig eingetreten sind ,

die -rzum Landstnrmdienst mit der Waffe offenkundig
nicht Geeigneten sdas sind solche, die mit dem Mangel
eines Fußes oder einer Hand , mit Erblindung beider
Augen , Taubstummheit , Kretinismus , gerichtlich erklär¬
tem Irrsinn , Wahnsinn oder Blödsinn vder mit sonsti¬
gen Geisteskrankheiten behaftet sind ) , wenn über das be¬
treffende Gebrechen bezw , Leiden ein entsprechender Nach¬
weis bei der Musterung vorliegt .

Fallsüchtige haben zur Musterung zu erscheinen ;
die. Nachweise über ihre Krankheit sind längstens bis
zur Musterung bcizubringen .

Die Landsturinmusterungspflichtigen erhalten auf
Grund der Stellungsvorladung bei den
badischen Bahnen M i l i t ä r f a h r k a r t e . Die
Fahrtauslagcu , sowie die Kosten für die Photographien
werden gegen Vorlage eines behördlichen Mittel -
lo si gke i tsz e u g n i ss es bei der Musterung zurück -
erstattet . Für die beiden Photographien werden nicht
mehr als 2 Mark ersetzt .

Unberechtigtes Nichterscheinen wirdbe «
straft . Es haben auch jene zu erscheinen ,
die keine besondere Vorladung erhalten
haben .

Das K. «. K. Oesterr .-U«gar. Konsulat in Karlsruhe.

Druck und Verlag von Adolf DuPS in Durkach.
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